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IM NAMEN DES VOL ................ ,_

URTEIL 

In dem Rechtsstreit 

 

Kläger 

Prozessbevollmächtigte 

DGB Rechtsschutz GmbH Büro Essen vertreten durch ihre Rechtsschutzsekretäre, 

Teichstraße 4, 45127 Essen 

gegen 

Beklagte 

Prozessbevollmächtigte 

hat die 6. Kammer des Arbeitsgerichts Essen 

auf die mündliche Verhandlung vom 09.06.2022 

durch die Richterin am Arbeitsgericht ... als Vorsitzende 

und den ehrenamtlichen Richter ... 

und den ehrenamtlichen Richter ... 

für Recht erkannt: 
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Der Kläger legte der Beklagten am 03.02.2022 einen gefälschten Impfausweis vor (BI. 

; 51 d.A.). Die Beklagte fertigte ein Foto von diesem Ausweis und legte ihn am 

08.02.2022 einer Apotheke zur Chargenprüfung vor, die negativ verlief. 

Der Kläger war vom -07
'. 

- 13.02.2022 im Urlaub. Danach hörte ihn die Beklagte zu 

dem Vorwurf an, er habe einen gefälschten Impfausweis vorgelegt. Der Kläger bestritt 

diesen Vorwurf. 

Im Verfahren legte der Kläger ein am 10.02.2022 erstelltes Duplikat eines Impfauswei­

ses (in Auszügen (BI. 96f. d.A.) vor. Die Beklagte hat sodann die Existenz von Impfun­

gen, zuletzt am 30.11.2021, unstreitig gestellt. 

Mit Schreiben vom 24.02.2022 kündigte die Beklagte das Arbeitsverhältnis außeror­

dentlich, hilfsweise ordentlich wegen der Vorlage eines falschen Impfausweises sowie 

hilfsweise außerordentlich bzw. ordentlich wegen des Verdachts der Vorlage eines ge� 

fälschten Impfausweises (BI. 11f. d.A.). 

Mit seiner am 15.03.2022 beim Arbeitsgericht eingegangenen und der Beklagten am 

21.03.2022 zugestellten Klage wendet sich der �9äger gegen die Kündigung. 

Er behauptet, er habe am 01. oder 02.12.2022 seinen damaligen Impfausweis dem 

Mitarbeiter R. des Personaleinsatzes vorgelegt. 

Als sein Vorgesetzter Herr V. ihn am 01.02.2022 aufforderte, den Impfausweis 

vorzulegen, sei er nicht auffindbar gewesen. Er habe seine Hausarztpraxis kontaktiert, 

die ihm mitgeteilt habe er könne frühestens am 10.02.2022 einen Termin bekommen, 

um ein Duplikat zu erhalten. In seiner Panik habe er sich einen gefälschten Impfaus­

weis besorgt, um die Rückrechnung des Gehalts zu vermeiden. 

Der Kläger beantragt, 

1. festzustellen, dass .das Arbeitsverhältnis der Parteien weder durch die

außerordentliche Kündigung noch die hilfsweise ordentliche Kündigung noch 

durch die äußerst hilfsweise außerordentliche Kündigung, äußerst hilfsweise or­

dentliche Kündigung der Beklagten vom 24.02.2022 beendet wird, 



} 
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2. im Falle des Obsiegens mit dem Antrag zu 1.) die Beklagte zu verurteilen, ·

den Kläger bis zum rechtskräftigen Abschluss des Kündigungsschutzverfahrens

zu unveränderten arbeitsvertraglichen Bedingungen als Paketzusteller weiter

zu beschäftigen.

Die Beklagte beantragt 

die Klage abzuweisen. 

Sie stützt die Kündigung auf den Vorwurf, hilfsweise den Verdacht, der Kläger habe 

einen gefälschten Impfausweis vorgelegt. Er habe zuvor seine Impfung durch digitale 

Zertifikate auf seinem Handy nachgewiesen und erstmals am 03.02.2022 den Ausweis 

vorgelegt. Dem Leiter der Zustellbasis V. sei es merkwürdig vdrgekommen, dass der 

Kläger plötzlich den Impfausweis vorgelegt hatte. 

Wegen des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die zu den Akten gereichten 

Schriftsätze Bezug genommen. 

E N T S C H E I D U N G S G R Ü N D E: 

1. Die Klage ist zulässig, aber lediglich teilweise begründet.

1. Das Arbeitsverhältnis der Parteien hat nicht mit Wirkung zum 24.02.2022 sein 

Ende gefunden.

a) Die Kündigung gilt nicht als wirksam, der Kläger hat die Klagefrist der §§ 4, 13

KSchG eingehalten.

b) Die Kündigung ist nicht durch einen wichtigen Grund iSd § 626 Abs. 1 BGB

gerechtfertigt.









- 8 - 6 Ca 444/22 

Für Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein­
ischließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen-
1 

t schlüsse besteht ab dem 01.01.2022 gern. §§ 46g Satz 1, 64 Abs. 7 ArbGG grund-
, sätzlich die Pflicht, die Berufung ausschließlich als elektronisches Dokument einzu-
reichen. Gleiches gilt für vertretungsberechtigte Personen, .für die ein s_icherer Über­
mittlungsweg nach § 46c Abs. 4 Nr. 2 ArbGG zur Verfügung steht. 

Die elektronische Form wird durch ein elektronisches Dokument gewahrt. Das elektro­
nische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet und mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Pßrson signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 46c ArbGG nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere 
elektronische Behördenpostfach (ERW) v. 24. November 2017 in der jeweils gelten­
den Fassung eingereicht werden. Nähere Hinweise zum elektronischen Rechtsverkehr 
finden Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 

Die Notfrist beginnt mit der Zustellung des in vollständiger Form abgefassten Urteils, 
spätestens mit Ablauf von fünf Monaten nach dessen Verkündung. 

Die Berufungsschrift muss von einem Bevollmächtigten unterzeichnet sein. Als Be­

vollmächtigte sind nur zugelassen: 

1. Rechtsanwälte,
2. Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammen­

schlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder
Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder,

3. juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer
der in Nr. 2 bezeichneten Organisationen stehen, wenn die juristische Person
ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation
und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit ver­
gleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung
durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten
haftet.

Eine Partei, die als Bevollmächtigte zugelassen ist, kann sich selbst vertreten. 

* Eine Notfrist ist unabänderlich und kann nicht verlängert werden.

... 




